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Bundesrat Hoffmann teilte mir mit, er werde im Einverständnis des Bundesra­
tes dem deutschen Gesandten von dem französischen Angebot Kenntnis geben 
und die Frage stellen, ob wir uns seitens Deutschlands eines gleichen Entgegen­
kommens versehen könnten. Am l.M ai fand die betreffende Unterredung 
zwischen Bundesrat Hoffmann und dem Gesandten Freiherr von Romberg statt. 
Romberg frug sofort, ob Frankreich Bedingungen für die Bewilligung resp. 
Zusage gestellt habe; dies konnte schlechthin verneint werden. Er erklärte dann, 
dem Auswärtigen Amt berichten zu wollen, und am 25. Mai langte eine erste 
Antwort von Berlin ein, dahingehend, der Generalstabschef v. Moltke sei 
abwesend und Bethmann Hollweg, der Reichskanzler, durch den kürzlich erfolg­
ten Hinschied seiner Frau von den Geschäften ferngehalten. Vorläufig aber 
wurde berichtet, man sehe einstweilen, nähere Prüfung Vorbehalten, kein Hin­
dernis, dass die Rheinroute und die beiderseitigen Eisenbahnen für unsre Getrei­
detransporte ab Holland oder Belgien für uns freigegeben würden, und es würde 
auch darauf verzichten, Beschlag auf für uns in Deutschland liegendes Getreide 
und Kohlen zu legen. -  Schon am 26. Mai langte die schriftliche Bestätigung der 
Zusage ein (man habe Moltke noch vor seiner Abreise zur Generalstabsreise 
konsultieren können), die durch v. Romberg mündlich dem Präsidenten Hoff­
mann noch gleichen Tages eröffnet wurde, und zwar wurde nicht nur obiges 
bestätigt, sondern auch erklärt, Deutschland werde eignes Rohmaterial zur 
Verfügung stellen oder uns gestatten, mit unserm Rohmaterial die Transporte 
hereinzubringen. Die Gefahr zur See wollte Romberg nicht als ernstlich ansehen; 
es sei nicht wohl möglich, alle Nordseehäfen zu blockieren; übrigens neige 
England jetzt auch einer wesentlichen Einschränkung des Prisenrechtes zu. 
(Rede von Lord Grey 1914, April oder Mai.)

Ich erwähnte bei der Besprechung vom 29. Mai d. J. mit Bundespräsident 
Hoffmann nochmals die Wünschbarkeit, von England direkt eine Mitteilung 
über den Standpunkt zu erhalten, den dieser Staat in Bezug auf die Beschlagnah­
me von Getreidetransporten für die Neutralen einnehmen werde. Die Schwierig­
keit einer Sondierung in dieser Richtung hegt natürlich darin, dass Frankreich 
davon Wind bekommen und sich verletzt fühlen könnte, wenn wir bei seiner 
Zusicherung des englischen Schutzes für unsre Transporte uns nicht beruhigen 
würden. Der Bundespräsident wird sich diese Frage noch überlegen.
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Der Vorsteher des Handels-, Industrie- und Landwirtschaftsdepartementes,
E. Schulthess, an den Präsidenten der Schweizerischen Kreditanstalt, J. Frey 

Kopie
S Bern, 5. Juni 1914

Ich gestatte mir, Ihnen in der Anlage einen Auszug1 aus den Verhandlungen 
der badischen Ständeversammlung zu übermitteln, woselbst über die Tätigkeit

1. Nicht ab ge druckt. E F. I. 6 1/1.
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der Schweizerbanken debattiert worden ist. Man könnte fast den Eindruck 
gewinnen, dass Cirkulare verschickt worden sind, die vielleicht nicht ganz klug 
abgefasst waren und zu Kritik Anlass gaben. Der beiliegende Auszug stammt von 
unserer Gesandtschaft in Berlin.

Anlässlich des gestrigen Bankettes der internationalen Vereinigung für das 
Ausstellungswesen haben sich auch mir gegenüber Herr Senator Dupont und 
Herr Chapsal, gewes. Direktor im französischen Handelsministerium ganz spon­
tan über den gleichen Gegenstand geäussert und von einer wahren Bearbeitung 
des französischen Publikums durch Cirkulare von Schweizerbanken aufmerksam 
gemacht, die mit allen Finessen die französischen Kapitalisten auf die Möglich­
keit der Umgehung der Steuerverpflichtung aufmerksam machen. Ich habe 
evasiv geantwortet, die belgischen Banken machen eine grosse Propaganda in 
Frankreich u.s.w. Man antwortete mir aber, der Abfluss von Kapital nach 
Belgien sei namentlich seit der neuesten belgischen Steuergesetzgebung nicht 
mehr bedeutend, wohl aber die Auswanderung nach der Schweiz.

Ich gebe Ihnen von diesen Mitteilungen Kenntnis zu gutfindender, immerhin 
diskreter, Verwendung in Bankkreisen. Ich tue es speziell, weil vielleicht einzel­
ne Banken im Übereifer bei der Redaktion ihrer Cirkulare unvorsichtig waren. 
Sie können am besten erwägen, ob es auf irgend einem Wege, z.B . durch die 
Bankvereinigung, möglich ist, vor Unvorsichtigkeiten zu warnen. Ich habe den 
Eindruck gewonnen, dass man in Paris Mittel und Wege sucht, um die ausgewan- 
derten Kapitalien auf irgend eine Weise zu erfassen. Unter solchen Umständen 
ist es vielleicht nicht gerade klug, wenn in Cirkularen direkt auf die Umgehung 
der französischen Steuer hingewiesen wird.
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Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 15. Juni 1914 

2889. Hüninger-Kanal

Departement des Innern (Oberbauinspektorat) 
Antrag vom 5. Juni 1914

[ - P
An den Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt.
Am 29. April 1914 haben Sie uns mitgeteilt, dass die Regierung von Eisass- 

Lothringen mit Schreiben des kaiserlichen Statthalters vom 18. April 1914 mit 
dem Wunsche an Sie gelangt sei, die Verhandlungen betr. den Hüningerkanal 
wieder aufzunehmen, da die Bedenken, die den Plänen bisher entgegengestan­
den hätten, inzwischen im wesentlichen beseitigt worden seien2. Elsass-Lothrin-

1. Historischer Rückblick und Erwägungen, die zu vorliegendem Schreiben führen.
2. 1895196 hatten zwischen den Regierungen von Basel-Stadt und Eisass-Lothringen Verhandlungen 
stattgefunden, die später von den Bundesbehörden aufgenommen wurden. Die Pläne gelangten nicht 
zur Ausführung.
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